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Das 1926 in Kraft gesetzte Personen-
und Gesellschaftsrecht bildet den
Grundpfeiler für den Finanzplatz
Liechtenstein. Unter den Rechtsfor-
men des Gesellschaftsrechts nimmt
die Stiftung eine herausragende Stel-
lung ein. Die Mehrheit der Stiftun-
gen in Liechtenstein dienen als Fami-
lienstiftungen der Vermögens- und
Nachlassplanung von Familien oder
halten als Holdingstiftungen Anteile
an operativen Unternehmen. Im Un-
terschied zu einer Aktiengesellschaft
besitzt die Stiftung keine Mitglieder,
sondern Begünstigte, die nach dem
Willen des Stifters in den Genuss von
Kapital und Ertrag der Stiftung kom-
men. Im Wesenskern ist die Stiftung
ein verselbständigtes Vermögen mit
eigener, juristischer Persönlichkeit.
Damit ist die liechtensteinische Stif-
tung ein hervorragendes Instrument
für eine über Generationen ange-
legte Nachlassplanung sowie als

Unternehmensstiftung für Asset
Protection. Vor dem Hintergrund

von Einflüssen internationaler Ent-
wicklungen auf den Finanzplatz
Liechtenstein wurde das Stiftungs-
recht einer Reform unterzogen, die
u.a. zwei Zielsetzungen verfolgte: Ei-
nerseits die Rechte der Stiftungsbe-
teiligten zu stärken und andererseits
über eine nachhaltige Lösung die In-
teressen der internationalen Kunden
in den Mittelpunkt zu stellen. Die Re-
formarbeiten wurden 2008 abge-
schlossen und das Stiftungsrecht auf
den 1. April 2009 in Kraft gesetzt. 

Liechtenstein verfügt seit Jahrzehnten über politische Stabilität sowie eine
fortschrittliche Rechts-, Sozial- und Wirtschaftsordnung. Rating-Agentu-
ren wie Standard & Poor’s und Moody’s haben dem Land, das seit 1923 eine
Zoll- und Währungsunion mit der Schweiz bildet und seit 1995 gleichzeitig
dem Europäischen Wirtschaftsraum angehört, ein AAA-Rating gegeben. Im
Steuerbereich wie auch bei der Bekämpfung der Finanzkriminalität erfüllt
Liechtenstein weltweit anerkannte Standards, ohne auf den Schutz der Pri-
vatsphäre für internationale Finanzplatzkunden zu verzichten. Herzstück
des Gesellschaftsrechts sind die Stiftungen, die über Jahrzehnte der Ver-
mögensplanung und der Erhaltung von Vermögenswerten dienen.

Die liechtensteinische Stiftung
Attraktives Instrument für Estate Planning und Asset Protection

Attraktivität durch Asset Protection 
Asset Protection gehört zu den wesentlichsten Elementen für die
Attraktivität des liechtensteinischen Stiftungsrechts, das sich seit
der Einführung des Personen- und Gesellschaftsrechts 1926 zu
einer organisch gewachsenen Institution entwickelte und ent-
scheidend zum Geschäftserfolg des Treuhandsektors im Fürsten-
tum Liechtenstein beigetragen hat. Mit der liechtensteinischen
Stiftung können Stifter verschiedene Ziele erreichen, weil es dem
Gesetzgeber gelungen ist, einen Ausgleich zu schaffen zwischen
den Interessen des Stifters am Schutz der von ihm gewidmeten
Vermögenswerte und den Interessen der Gläubiger gegen die
Stiftung, den Stifter oder die Begünstigten der Stiftung. Zu diesen
Zielen zählt die Möglichkeit, eine Nachfolgeplanung festzulegen
und damit die Erhaltung des Familienvermögens über Genera-
tionen hinweg zu sichern. Die Gründung einer Stiftung bedeutet
die Trennung des Vermögens der Stiftung von den Vermögens-
werten des Stifters, womit das Stiftungsvermögen vor ungerecht-
fertigten Zugriffen von dritter Seite geschützt wird. Damit ist eine
Stiftung ein Instrument zum Schutz vor politischen Risiken im Hei-
matland des Stifters und der Begünstigten. 
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Privatnützige und gemeinnützige
Stiftungen
Das neue Stiftungsrecht sieht nur
noch die Zweiteilung in gemeinnützi-
ge und in privatnützige Stiftungen
vor. Der Stiftungszweck muss «nach
aussen» gerichtet sein, womit reine
Selbstzweckstiftungen, die als aus-
schliesslichen Zweck die Vermehrung
von Vermögen haben, nicht zulässig
sind. Kirchliche Stiftungen, die es im
neuen Stiftungsrecht als eigene Kate-
gorie nicht mehr gibt, sind aufgrund
ihrer Förderung des Gemeinwohls
auf religiösem Gebiet der Kategorie
der gemeinnützigen Stiftungen zuge-
ordnet. Kirchen oder Religionsge-
meinschaften aber können weiterhin
Stiftungen errichten. 
Grundsätzlich gehören Stiftungen in
die Kategorie der gemeinnützigen
Stiftungen, wenn die Tätigkeit nach

der Stiftungserklärung ganz oder zu-
mindest überwiegend gemeinnützi-
gen Zwecken dient, während privat-
nützige Stiftungen nach dem privaten
oder eigennützigen Zweck beurteilt
werden. Bei den privatnützigen Stif-
tungen werden die reinen Familien-
stiftungen und gemischten Familien-
stiftungen unterschieden. Gemischte
Familienstiftungen verfolgen neben
ihrer überwiegend familiären Aus-
richtung auch noch gemeinnützige
Zwecke. Familienstiftungen gelten in
der Regel als privatnützige Stiftun-
gen. Die Folge der privatnützigen
Einordnung ist, dass keine Eintra-
gungspflicht besteht. Dadurch wird
die Privatsphäre gestärkt. Darüber hi-
naus entfällt eine Aufsicht durch die
Stiftungsbehörde, weil die Beteilig-
ten die Überwachungs- und Kon-
trollbefugnisse selbst wahrnehmen
können. Erlangt eine privatnützige
Stiftung einen gemeinnützigen Zweck,
wenn zum Beispiel die Stiftungssta-
tuten nach dem Tod des letzten Be-
günstigten vorsehen, die Stiftung ge-
meinnützigen Zwecken zu widmen,
so unterliegt sie der Eintragung in
das Öffentlichkeitsregister. 

Errichtung von Stiftungen durch
Treuhänder
Haupterscheinungsformen der pri-
vatnützigen Stiftung sind die Famili-
enstiftung und die Unternehmens-
stiftung oder auch Holdingstiftung.
Bei reinen Familienstiftungen dient
das Stiftungsvermögen auschliess-

lich der Bestreitung der Kosten der
Bildung oder Erziehung, der Aus-
stattung oder Unterstützung von
Angehörigen einer oder mehrerer
Familien. Das Stiftungsrecht lässt
aber auch gemischte Familienstiftun-
gen zu, die überwiegend den Zweck
einer reinen Familienstiftung verfol-
gen und dazu ergänzend auf ge-
meinnützige oder andere privatnüt-
zige Zwecke ausgerichtet sind. Ein
weiterer Anwendungsbereich der
Stiftung ist eine Unternehmensstif-
tung mit Anteilen an einer Gesell-
schaft, die ein Unternehmen betreibt.
Ein Stifter kann sein Vermögen in ei-
ner Stiftung über Generationen hin-
weg bewahren, weil das in die Stif-
tung eingebrachte Vermögen nicht
auf die Erben und deren Erben auf-
geteilt werden kann. In gleicher Wei-
se bleibt ein Familienunternehmen
als Ganzes erhalten, wenn das Unter-
nehmen oder Anteile des Unterneh-
mens in eine Unternehmensstiftung
eingebracht werden. Die für die wirt-
schaftliche Tätigkeit des Unterneh-
mens nötige Ausgestaltung der 
Stiftung kann im Stiftungszweck
festgelegt werden. 
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Eine Stiftung ist ein verselbständigtes Vermögen mit eigener, 
juristischer Persönlichkeit und unabhängiger Zweckverfolgung

F.L. Trending im Internet
Besuchen Sie unsere Home-
page unter www.seeger.li. Hier
finden Sie auch alle bisherigen
Ausgaben von F.L. Trending zum
Herunterladen.
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TRENDINGF.L.Asset Protection ist ein wesentliches Element für die internationale Attraktivität 
des liechtensteinischen Stiftungsrechts

Dem Stifter bietet die liechtensteini-
sche Stiftung die Möglichkeit, seine
Vorstellungen bei der Stiftungserrich-
tung zu verwirklichen. Auch nach-
trägliche Abänderungen sind mög-
lich, wenn in den Statuten und den
Beistatuten ausdrücklich die Möglich-
keit von Änderungen festgehalten
wird. Der Stifter ist völlig frei, die Be-
günstigten der Stiftung und den Um-
fang der Begünstigungen festzulegen.
Das Stiftungsrecht erlaubt es, die Be-
günstigten namentlich zu nennen
oder nur einen Begünstigtenkreis zu
definieren, beispielsweise die Nach-
kommen des Stifters. Sofern in den
Stiftungsdokumenten vorgesehen,
kann die Begünstigtenregelung nach-
träglich auch geändert werden. 
Die Errichtung einer Stiftung erfolgt
durch eine Willenserklärung des Stif-
ters. In der Regel werden liechten-
steinische Stiftungen durch einen
Treuhänder errichtet, was den Vorteil
hat, dass die Identität des Stifters
auch gegenüber den Behörden nicht
offen gelegt wird. Bei einer soge-
nannten Treuhandgründung wird
der Stifter auf der Stiftungsurkunde
nicht genannt, weil das Dokument
die Unterschrift des Treuhänders
und nicht des Stifters trägt. 
Privatnützige Stiftungen, Familien-
stiftungen oder Unternehmensstif-
tungen, müssen nicht wie gemein-
nützige Stiftungen in das Öffentlich-
keitsregister eingetragen werden,
sondern erlangen ihre Gültigkeit be-
reits mit der Stiftungserklärung.

Beim Grundbuch- und Öffentlich-
keitsregisteramt ist aber innerhalb
von 30 Tagen nach der Errichtung
der Stiftung eine Gründungsanzeige
zu hinterlegen.

Öffentliche Aufsicht für 
gemeinnützige Stiftungen
Für gemeinnützige Stiftungen, deren
Zweck in der Förderung der Allge-
meinheit liegt, verlangt das Stif-
tungsrecht den Eintrag in das Öffent-

lichkeitsregister. Lässt sich nach der
Stiftungserklärung nicht zweifelsfrei
feststellen, ob eine Stiftung gemein-
nützigen oder privatnützigen Charak-
ter aufweist, schreibt der Gesetzgeber
die Einordnung als gemeinnützige
Stiftung vor. Ausschlaggebend für
die Einordnung ist der Stifterwille,
der in der Stiftungserklärung zum
Ausdruck kommt. Eine Förderung der
Allgemeinheit liegt laut Stiftungsrecht
vor, wenn die Tätigkeit dem Gemein-

Privatsphäre durch hinterlegte Stiftung
Stiftungen gewährleisten einen hohen Grad an Privatsphäre
für Personen, die eine Stiftung zur Bewahrung von Vermögens-
werten und zur Nachlassplanung gründen. Das traditionelle
Rechtsinstrument der «hinterlegten Stiftung», das zum Schutz
der Privatsphäre geschaffen wurde, ist bei der Neufassung des
Stiftungsrechts im Jahr 2009 beibehalten worden. Für privat-
nützige Stiftungen, wie Familienstiftungen oder Unterneh-
mensstiftungen, besteht keine Eintragungspflicht in das
Öffentlichkeitsregister. Solche Stiftungen erlangen die Rechts-
persönlichkeit mit der Stiftungserklärung, doch wird verlangt,
30 Tage nach Errichtung der Stiftung eine Gründungsanzeige
beim Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt zu hinterle-
gen. Den liechtensteinischen Anwälten und Treuhändern wer-
den über die Gründungsanzeige Kontrollbefugnisse mit
öffentlich-rechtlichem Charakter zugewiesen, weil mit der
Gründungsanzeige die Rechtmässigkeit der Stiftungserrich-
tung gegenüber den Behörden bestätigt wird. Ebenso wie die
«Hinterlegung» der Stiftung garantiert auch die treuhänderi-
sche Errichtung einer Stiftung dem Stifter und Stiftungsbeteilig-
ten ein hohes Mass an Privatsphäre. Bei Treuhandgründungen
wird die Indentität des Stifters nach aussen nicht offengelegt.
Im Aussenverhältnis wird die Stiftung durch den Treuhänder
vertreten. 



Unsere Dienstleistungen
n      Internationale Finanz-, Steuer- und Wirtschaftsberatung
n      Gründung, Domizilierung und Verwaltung liechtensteini- 
        scher und ausländischer Gesellschaften
n      Beratung bei Vertragsgestaltung und Abwicklung interna- 
        tionaler Handels- und Finanzgeschäfte
n      Anwaltschaftliche Vertretung in Straf-, Verwaltungs- und 
        Zivilsachen
n      Vermögensberatung und Vermögensverwaltung
n      Treuhänderschaften und Treuhandfunktionen
n      Family Office Services
n      Führung von Buchhaltungen und Übernahme von
        Revisionsstellenmandaten
n      Marken-, Lizenz- und Patentangelegenheiten
n      Erstellen von Gutachten
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wohl auf karitativem, religiösem, wis-
senschaftlichem, humanitärem, sozia-
lem, sportlichem oder ökologischem
Gebiet nützt, auch wenn die Förde-
rung nur einem eingegrenzten Perso-
nenkreis zuteil wird. 
Gemeinnützige Stiftungen unterste-
hen der Stiftungsaufsicht, die der
Kontrolle über die Verwaltung und
Verwendung der Stiftungsmittel dient.
Die Aufsicht wird über eine unab-
hängige Revisionsstelle ausgeübt,
die eine jährliche Prüfung vorzuneh-
men und der liechtensteinischen Stif-
tungsaufsicht vorzulegen hat. 

Liechtensteinische Stiftungen dienen dem Estate Planning und der Asset Protection
zur Erhaltung des Familienvermögens über Generationen

F.L.TRENDS

Die internationale Konjunkturabschwäch-

ung, der starke Franken gegenüber anderen

Währungen und die Unsicherheit an den Fi-

nanzmärkten belasteten im Jahr 2012 die

wirtschaftliche Entwicklung des Fürsten-

tums Liechtenstein. 

Die direkten Warenexporte der liechtenstei-

nischen Unternehmen – ohne die Lieferun-

gen in die Schweiz – nahmen von Januar bis

August 2012 um 0,8% leicht gegenüber dem

Vorjahr zu. Besonders kräftig erhöhten sich

die Warenexporte nach Amerika, während

die Warenexporte nach Europa und Asien

rückläufig waren. 

Im 1. Halbjahr 2012 konnten die drei grös-

sten liechtensteinischen Bankengruppen 

einen Netto-Neugeldzufluss von 5,3 Milliar-

den Franken verbuchen. Das betreute Kun-

denvermögen erhöhte sich bis Mitte 2012 um

3,2% gegenüber dem Vorjahresstand und er-

reichte 178,2 Milliarden Franken. 

Die Verkaufserlöse von 25 grösseren Unter-

nehmen verschiedener Branchen reduzierten

sich im 1. Halbjahr 2012 gemäss den Mehr-

wertsteuer-Daten um 2%. Die Umsätze der

Industrieunternehmen gingen gegenüber

dem Vorjahr um 4% zurück. Einen Umsatz-

anstieg von 9% verzeichneten im 1. Halbjahr

im Unterschied dazu die Finanzdienstleis-

tungsunternehmen. 

(Quelle: Amt für Statistik)

Attraktive Besteuerung 
der Stiftungen
Mit Inkrafttreten des neuen Steuerge-
setzes am 1. Januar 2011 unterliegen
Stiftungen einer attraktiven Besteue-
rung. Stiftungen, die für Privatperso-
nen vermögensverwaltend tätig sind
und keine wirtschaftliche Tätigkeit
ausüben, können sich als Privatver-
mögensstrukturen qualifizieren und
haben lediglich die Mindestertrags-
steuer von 1200 Franken zu entrichten
(vgl. auch http://www.seeger.li/Ser-
vice/Publikationen/NeuesSteuerge-
setz).


